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Erläuternde Bemerkungen 

zum Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Innsbrucker Stadtrecht 1975 geändert werden 

I. 

Allgemeines 

A. 

Das Stadtrecht der Landeshauptstadt Innsbruck 1975, LGBl. Nr. 53, wurde in letzter Zeit durch das 
Gesetz LGBl. Nr. 85/2023 geändert; weitere Novellen wurden vom Landtag beschlossen, sind aber noch 
nicht kundgemacht. Nach § 89 dieses Gesetzes können der Landesregierung vom Gemeinderat 
Änderungen vorgeschlagen werden, wenn er diese bei Anwesenheit von mindestens 30 Mitgliedern mit 
Zweidrittelmehrheit beschließt.  

Die im Entwurf vorliegende Novelle entspricht zum überwiegenden Teil dem Beschluss des 
Gemeinderates der Stadt Innsbruck vom 13. Juli 2023. Gegenüber der geltenden Rechtslage sieht der 
Entwurf im Wesentlichen folgende Änderungen vor: 

– Recht auf vorübergehenden Verzicht auf das Gemeinderatmandat aus Anlass der Geburt oder 
Adoption eines Kindes 

– diverse Ergänzungen und Änderungen von Verfahrensvorschriften 

– Ergänzungen von Bestimmungen für den Fall der Beschlussunfähigkeit von Kollegialorganen 

– Änderung und Ausweitung der Befangenheitsbestimmungen  

– Erweiterung des Zuständigkeits- und Mitwirkungsbereiches des Stadtsenates 

– Ergänzungen von Bestimmungen betreffend die Bestellung sowie die Vertretung im 
Verhinderungsfall des Magistratsdirektor-Stellvertreters bzw. Magistratsdirektors 

– Erweiterung der Befugnisse der Organe der öffentlichen Aufsicht  

– Schaffung eines Stadtrechnungshofs (Umbenennung der Kontrollabteilung) 

– Neuregelung der direkten Demokratie in der Stadt 

– diverse legistische Anpassungen und Präzisierungen. 

B. 

Die Zuständigkeit des Landesgesetzgebers zur Erlassung eines dem vorliegenden Entwurf entsprechenden 
Gesetzes ergibt sich aus Art. 115 Abs. 2 und 116a Abs. 4 B-VG sowie aus Art 78 der Tiroler 
Landesordnung 1989. Danach hat die Landesgesetzgebung das Gemeinderecht, soweit nicht ausdrücklich 
eine Zuständigkeit des Bundes festgesetzt ist, sowie die Organisation der Gemeindeverbände zu regeln. 

C. 

Durch die Beschlussfassung eines dem vorliegenden Entwurf entsprechenden Gesetzes sind keine 
Mehrkosten für die Gebietskörperschaften zu erwarten. 
 

II. 

Bemerkungen zu den einzelnen Bestimmungen 

Zu Art. I (Änderung des Innsbrucker Stadtrechts 1975): 

Zu Z 1 (§ 5 Abs. 3 bis 6): 

Für die Führung und Verwendung des Stadtwappens soll künftig die Bewilligung des Stadtsenates (bisher 
des Gemeinderates) erforderlich sein. Die Führung des Wappens soll näher definiert werden und sich von 
dem Begriff der Verwendung unterscheiden. 
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Zu Z 2 (§ 10 Abs. 2 lit. a): 

Der Gemeinderat soll künftig seine Selbstauflösung bei einer Anwesenheit von mindestens zwei (bisher 
drei Vierteln) seiner Mitglieder beschließen können. 

Zu Z 3 (§ 13 Abs. 5 und 6): 

Schriftliche Anträge sowie Anfragen der Gemeinderäte an den Bürgermeister, die bis zum Ablauf der 
Funktionsperiode des Gemeinderates nicht abschließend erledigt worden sind, soll der Bürgermeister in 
der nächsten Funktionsperiode in der ersten Sitzung dem Gemeinderat zur Entscheidung, ob diese 
weiterverfolgt werden sollen, vorlegen. Damit obliegt es dem Gemeinderat zu entscheiden, ob 
hinsichtlich einzelner Geschäftsgegenstände eine Kontinuität in der Geschäftsbehandlung hergestellt wird 
oder nicht. 

Zu Z 4 (§ 16b): 

Ähnlich den Regelungen des § 12a der Geschäftsordnung des Tiroler Landtages 2015 soll den 
Gemeinderatsmitgliedern aus Anlass der Geburt oder Adoption eines Kindes unter bestimmten 
Voraussetzungen das Recht, vorübergehend auf die Ausübung des Mandates zur Betreuung dieses Kindes 
zu verzichten, eingeräumt werden. 

Zu Z 5 (§ 17 Abs. 2 zweiter Satz): 

Die Durchführung eines Misstrauensvotums soll künftig schon bei Anwesenheit von mindestens zwei 
Dritteln der Gemeinderatsmitglieder möglich sein. 

Zu Z 6 (§ 20 Abs. 1 zweiter Satz): 

Diese Bestimmung soll im Hinblick auf den Grund für die ausnahmsweise Abhaltung einer 
Gemeinderatssitzung in den Monaten August und September geringfügig geändert werden; insbesondere 
soll das Tatbestandsmerkmal der Unaufschiebbarkeit entfallen. 

Zu Z 7 (§ 20 Abs. 3): 

Es soll explizit klargestellt werden, dass die Befangenheit oder Verhinderung eines Gemeinderates bei 
Tagesordnungspunkten oder Gemeinderatssitzungen dem Bürgermeister schriftlich bekannt zu geben ist. 
Die Befangenheit oder Verhinderung kann hierbei auch etwa im Weg automationsunterstützter 
Datenübertragung oder in jeder anderen technisch möglichen Weise in Schriftform bekanntgegeben 
werden. 

Zu Z 8 (§ 21 Abs. 4 erster Satz): 

Durch diese geringfügige Änderung soll eine legistische Angleichung an die TGO erfolgen (vgl. § 39 
Abs. 4 leg. cit.). 

Zu Z 9 (§ 21a Abs. 4 und 5): 

In den in § 21a Abs. 4 erster Satz sowie lit. a bis c normierten besonderen Fällen soll das Abhalten einer 
aktuellen Stunde künftig entfallen (lit. b leg. cit. entspricht dem bisher im Abs. 4 normierten einzigen 
einschlägigen Tatbestand). Nach dem vorgeschlagenen neuen Abs. 5 soll der Bürgermeister künftig 
zudem nach Anhörung des Obleuterates die Aktuelle Stunde von der Tagesordnung absetzen können. 

Zu Z 10 (§ 21b Abs. 1): 

Künftig soll der Gemeinderat die Abhaltung einer Enquete auf Antrag auch schon eines einzigen 
Gemeinderatsmitgliedes (bisher auf Antrag von mindestens 14 Mitgliedern) beschließen können. In der 
Folge muss die Enquete binnen sechs Monaten abgehalten werden. 

Zu Z 11 (§ 22 Abs. 1): 

Für den Fall, dass der Gemeinderat bei einem Tagesordnungspunkt nicht beschlussfähig ist, ist dieser 
Tagesordnungspunkt auf die Tagesordnung der nächsten Gemeinderatssitzung zu setzen. Nach erneuter 
Vorlage zur Beschlussfassung muss für den Fall, dass der Gemeinderat wiederholt nicht beschlussfähig 
ist, im Gegenstand ein neuer Antrag eingebracht werden. 

Zu Z 12 (§ 23): 

Der Anwendungsbereich dieser neu gefassten Bestimmung soll sich in personeller Hinsicht auf die 
Mitglieder der Kollegialorgane der Stadt Innsbruck (Gemeinderat, Stadtsenat und Ausschüsse), den 
Bürgermeister (Abs. 5) und die amtsführenden Stadträte (§§ 35a und 35b) erstrecken. Hinsichtlich der 
Befangenheitsgründe lehnt sich der neu gefasste § 23 an die einschlägigen Bestimmungen der TGO an. 
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Zu Z 13 (§ 26 Abs. 5): 

In Anlehnung an § 46 Abs. 5 TGO 2001 soll die Veröffentlichung der Niederschrift, sofern es sich nicht 
um eine gesonderte Niederschrift handelt, im Internet zulässig sein. 

Zu Z 14 (§ 27 Abs. 3 erster Satz): 

Hier soll angeordnet werden, dass die Geschäftsordnung verpflichtend auch Bestimmungen über 
Petitionen zu enthalten hat. 

Zu Z 15 (§ 28 Abs. 2): 

Der Zuständigkeitsbereich des Stadtsenates soll ausgeweitet werden.  

Aus systematischen Gründen scheint es sinnvoll, dem Stadtsenat auch die Bestellung, Enthebung oder 
Versetzung des Magistratsdirektor-Stellvertreters sowie von Abteilungsleiter-Stellvertretern zukommen 
zu lassen. Damit soll erreicht werden, dass der Stadtsenat, welcher bereits für die Bestellung, Enthebung 
oder Versetzung des Magistratsdirektors, der Abteilungsleiter sowie der Amtsleiter zuständig ist, für 
sämtliche Führungskräfte auf höchster Ebene der Stadt Innsbruck zuständig ist. 

Die Zuständigkeit für die Genehmigung von Sonderverträgen für Vertragsbedienstete sowie die 
Anstellung von Vertragsbediensteten, die nach dem Innsbrucker Vertragsbedienstetengesetz der höchsten 
Entlohnungsgruppe, nämlich der Entlohnungsgruppe a, angehören, soll zwecks Schaffung von mehr 
Transparenz sowie vor dem Hintergrund der besonderen haushaltsrechtlichen Belastung vom 
Bürgermeister auf den Stadtsenat übergehen.  

Darüber hinaus sollen bestimmte Wertgrenzen für Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches, für 
die der Stadtsenat nach § 28 zur selbständigen Beschlussfassung berufen ist, erhöht werden. 

Schließlich sollen mit dem im Entwurf vorliegenden Gesetz neu geschaffene Zuständigkeiten des 
Stadtsenates klarstellend angeführt werden (Bewilligung und Entzug der Bewilligung der Führung oder 
Verwendung des Stadtwappens, Zustimmung zur Erlassung und Änderung der Geschäftseinteilung und 
der Geschäftsordnung des Stadtmagistrats nach § 38 Abs. 2 und 3). 

Zu Z 16 (§ 29 Abs. 1, 2 und 3): 

Der Abs. 1 soll durch eine Regelung betreffend die Vorgangsweise bei Verhinderung von Mitgliedern des 
Stadtsenates ergänzt werden: Konkret soll die Verhinderung dem Bürgermeister schriftlich bekannt 
gegeben werden. Das verhinderte Mitglied soll seine Vertretung durch das Ersatzmitglied veranlassen. Im 
Hinblick auf die Schriftlichkeit wird auf die Ausführungen zu § 20 Abs. 3 in der Fassung der Z 7 
verwiesen. 

Für den Fall, dass der Stadtsenat bei einem Tagesordnungspunkt nicht beschlussfähig ist, soll dieser 
Tagesordnungspunkt auf die Tagesordnung der nächsten Stadtsenatssitzung gesetzt werden. Ist der 
Stadtsenat in der nächsten Stadtsenatssitzung erneut nicht beschlussfähig, soll der 
Verhandlungsgegenstand als erledigt gelten. 

Die Befangenheit von Mitgliedern des Stadtsenates wird künftig im neu gefassten § 23 (Z 12)  geregelt. 
Lediglich die Regelung betreffend den Zuständigkeitsübergang im Fall der Befangenheit der Mehrheit der 
Mitglieder des Stadtsenates an den Gemeinderat soll noch im § 29 Abs. 3 verbleiben. 

Zu Z 17 (§ 30 Abs. 6): 

Die Bestimmungen über die Ausschüsse sollen ergänzt werden: Zum einen soll ein verhindertes 
Ausschussmitglied seine Vertretung durch ein allfällig vorhandenes Ersatzmitglied veranlassen. Zum 
anderen soll dem Vorsitzenden des Ausschusses künftig die Befugnis eingeräumt werden, in Sitzungen 
Ordnungsmaßnahmen zu treffen. 

Zu Z 18 (§ 36 Abs. 3 und 4): 

Der Magistratsdirektor soll im Verhinderungsfall vom Magistratsdirektor-Stellvertreter vertreten werden. 
Nur für den Verhinderungsfall des Magistratsdirektors, des Magistratsdirektor-Stellvertreters und aller 
rechtskundigen Abteilungsleiter soll der Bürgermeister einen anderen rechtskundigen Bediensteten des 
Stadtmagistrats mit der Vertretung betrauen können. Als dienstältester rechtskundiger Abteilungsleiter ist 
jene Person mit dem längsten ununterbrochenen Beschäftigungsverhältnis zur Stadt Innsbruck anzusehen. 
Das Alter an Lebensjahren oder die bisherige Dauer der jeweiligen Führungsfunktion spielt demzufolge 
keine Rolle. 

Aus systematischen Gründen soll der Magistratsdirektor-Stellvertreter für dieselbe Dauer wie der 
Magistratsdirektor, die Abteilungsleiter, die Abteilungsleiter-Stellvertreter und die Amtsvorstände, 
nämlich für die Dauer von fünf Jahren, bestellt werden (Abs. 5). 
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Zu Z 19 (§ 37 Abs. 2 lit. b): 

Die hier vorgesehene textliche Anpassung hat zur Folge, dass sich die Ausnahmen von der Zuständigkeit 
des Stadtmagistrats künftig nicht mehr nur auf städtische Wohnungen, sondern überhaupt auf Wohnungen 
erstrecken, bei denen der Stadt ein Zuweisungsrecht zusteht. 

Zu den Z 20 und 21 (§ 38 Abs. 2 und 3): 

Für die Erlassung und Änderung der Geschäftseinteilung und der Geschäftsordnung des Stadtmagistrats 
soll es künftig der Zustimmung des Stadtsenates bedürfen. 

Zu Z 22 (§ 38a Abs. 1): 

In Anlehnung an § 60e TGO sollen auch die Befugnisse der öffentlichen Aufsichtsorgane der Stadt 
Innsbruck erweitert werden. 

Zu den Z 23 und 24 (Überschrift des § 40; § 40 Abs. 3 und 4): 

Die Bestimmungen über die Erhebung eines schriftlichen Einspruches gegen Beschlüsse oder 
Verfügungen der Gemeindeorgane sollen gleichermaßen wie die Verpflichtung, wonach Beschlüsse und 
Verfügungen, welche Pflichten und Rechten einzelner zum Gegenstand haben, den Betroffenen 
bescheidmäßig mitzuteilen sind, ersatzlos entfallen, weil sich diese Rechte, wo erforderlich, ohnedies 
bereits aus der Rechtsordnung ergeben. Der künftig auf die Kundmachung eingeschränkte Inhalt des § 40 
soll auch in der neu gefassten Paragraphenüberschrift zum Ausdruck gebracht werden.  

Zu Z 25 (§§ 44 bis 49): 

Im Abs. 1 des § 44 über die Bürgerinitiative soll insbesondere klargestellt werden, dass nur ein – in den 
nachfolgenden Abs. näher bestimmter – schriftlicher Antrag als Bürgerinitiative gilt. Der Abs. 2 dieser 
Bestimmung soll die weiteren Anforderungen an den Antrag enthalten: Nur wenn diese gänzlich erfüllt 
sind, d.h. wenn insbesondere auch die erforderliche Anzahl an Unterschriften vorliegt (vgl. dazu auch 
Abs. 3, welcher in Verbindung mit der neuen Anlage 3 die einschlägigen Formerfordernisse festlegt), 
liegt ein im Sinn des Gesetzes vollständiger Antrag vor. Anstatt bisher 200 Personen müssen künftig 
mindestens so viele zum Gemeinderat Wahlberechtigte unterschreiben, wie die Wahlzahl im Sinn des 73 
Abs. 2 der Innsbrucker Wahlordnung 2011 bei der letzten Wahl des Gemeinderates betragen hat (die 
Wahlzahl bei der aktuell letzten Innsbrucker Gemeinderatswahl betrug 1182). Die rechtsverbindliche 
Kundmachung nach § 44 Abs. 2 hat auf der Amtstafel, ab dem 1. Juli 2025 jedoch im Verordnungsblatt 
für die Landeshauptstadt Innsbruck – Gemeindeverwaltung zu erfolgen (vgl. hierzu Art. 9 Z 3 des Tiroler 
Digitalisierungsgesetzes, LGBl. Nr. 85/2023); darüber hinaus ist eine der Steigerung der Publizität 
dienende Internet-Bekanntmachung vorgesehen. Beim Abs. 4 handelt es sich um eine hinsichtlich seiner 
Tatbestandsvoraussetzungen an § 62 TGO angelehnte Sonderbestimmung für den Fall, dass ein sonst 
vollständiger Antrag nicht bereits die Mindestzahl an Unterschriften (Abs. 1 lit. e, Abs. 3) aufweist. Für 
diesen Fall soll der Bürgermeister eine Nachfrist zur Ergänzung der Unterschriften zu setzen haben. 
Gelingt die Ergänzung, so liegt ein vollständiger und damit nach den nachfolgenden 
Gesetzesbestimmungen weiter zu behandelnder Antrag vor (Kundmachung des Wortlautes der 
Bürgerinitiative nach § 44 Abs. 6 mit dem Hinweis, dass es allen wahlberechtigten Gemeindebürgern 
freisteht, sich ihr binnen vier Wochen ab dem Tag der Kundmachung durch Eintragung des Familien- und 
Vornamens, des Geburtsdatums und der Adresse in eine beim Stadtmagistrat aufgelegte Liste 
anzuschließen). Andernfalls ist der Antrag nach Abs. 5 (ebenso wie Anträge, die in anderer Weise 
unvollständig sind, also nicht alle sonstigen Elemente nach § 44 Abs. 2 aufweisen), vom Bürgermeister 
abzuweisen. Kommt es hingegen zur Kundmachung nach § 44 Abs. 6, haben sich der Bürgerinitiative 
innerhalb der Frist nach Abs. 6 aber nicht so viele wahlberechtigte Gemeindebürger angeschlossen wie 
die fünffache Wahlzahl bei der letzten Wahl des Gemeinderates betragen hat (derzeit wären dies unter 
Heranziehung der Gemeinderatswahl 2018 knapp 6.000 Personen; vgl.: bisher 2.000 Personen), so hat der 
Bürgermeister die Bürgerinitiative binnen zwei Wochen mit schriftlichem Bescheid abzuweisen. 

Die §§ 45 und 46 entsprechen im Wesentliche dem geltenden Recht, enthalten aber einige Anpassungen 
an die neu vorgeschlagene Rechtslage. Die Kundmachungsvorschrift des § 45 Abs. 4 soll dahingehend 
vereinfacht werden, dass nur mehr in allgemeiner Form von der Verpflichtung zur Kundmachung des 
Tages der Volksbefragung bzw. der Abstimmung über eine Bürgerinitiative bzw. der zu beantwortenden 
Frage / des Wortlauts der Bürgerinitiative die Rede ist. Wie die Kundmachung zu erfolgen hat, ergibt sich 
aus den einschlägigen Kundmachungsbestimmungen des § 40a Abs. 1 (Kundmachung durch zwei 
Wochen an der Amtstafel) bzw. ab 1. Juli 2025 aus § 40b (angesichts des Verordnungscharakters der 
ihrem Wesen nach einer Wahlausschreibung gleichzuhaltenden Kundmachung im ab diesem Zeitpunkt 
einzurichtenden Verordnungsblatt für die Landeshauptstadt Innsbruck – Gemeindeverwaltung; s. dazu 
schon oben in den Erläuterungen zu § 44). 
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In den lit. a und b des § 46 soll der Klammerausdruck „(erster)“ eingefügt werden, um klarzustellen, dass 
im Fall der bis zum 30. Juni 2025 noch an der Amtstafel vorzunehmenden Kundmachung deren erster 
Tag der gesetzliche Referenzzeitpunkt ist. Ab dem 1. Juli 2025 ist dieser Zeitpunkt mit dem Tag der 
Kundmachung im Verordnungsblatt für die Landeshauptstadt Innsbruck – Gemeindeverwaltung eindeutig 
bestimmt. 

Die §§ 47 und 48 enthalten jeweils eine Ergänzung der Überschrift (die darin geregelten Stimmzettel 
sollen hier ebenfalls erwähnt werden). § 47 Abs. 3, wonach jeder wahlberechtigte Gemeindebürger 
hinsichtlich der ziffernmäßigen Ermittlung des Abstimmungsergebnisses binnen einer Woche schriftlich 
einen Überprüfungsantrag an die Hauptwahlbehörde stellen kann, soll dahingehend ergänzt werden, dass 
dieser Antrag binnen einer Woche nach der Kundmachung des Abstimmungsergebnisses gestellt werden 
kann.  

Aus verfassungsrechtlichen Gründen werden jedoch auch wesentliche Änderungen im Bereich der 
Bindungswirkung der Volksbefragung und der Abstimmung über die Bürgerinitiative vorgeschlagen: Die 
§§ 47 Abs. 4 und 48 Abs. 3 sehen nämlich derzeit folgende Regelungen vor: 

§ 47 Abs. 4 zweiter bis fünfter Satz: „Ist die der Volksbefragung zugrunde gelegte Frage von mehr als der 
Hälfte der Stimmberechtigten gültig bejaht bzw. verneint worden, so hat der Gemeinderat in dieser 
Sitzung die zur Herstellung eines diesem Votum entsprechenden Rechtszustandes erforderlichen 
Beschlüsse zu fassen bzw. in die Wege zu leiten. Kommt der Gemeinderat dieser Verpflichtung in einer 
Angelegenheit des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde aus dem Bereich der Landesvollziehung 
nicht oder nicht in vollem Umfang nach, so hat die Landesregierung die Auflösung des Gemeinderates zu 
verfügen und es ist binnen drei Monaten eine Neuwahl durchzuführen. Das Ergebnis der betreffenden 
Volksbefragung bindet den neugewählten Gemeinderat nicht mehr. Für den Fall der Auflösung des 
Gemeinderates gelten die Bestimmungen des § 82 sinngemäß.“  

§ 48 Abs. 3: 

„(3) Hat eine Bürgerinitiative gültig die Unterstützung von mehr als der Hälfte der Stimmberechtigten 
erreicht, so hat der Gemeinderat in dieser Sitzung (Abs. 2) die zur Herstellung eines diesem Votum 
entsprechenden Rechtszustandes erforderlichen Beschlüsse zu fassen bzw. in die Wege zu leiten. Für den 
Fall, daß der Gemeinderat dieser Verpflichtung nicht oder nicht in vollem Umfang nachkommt, gilt § 47 
Abs. 4 sinngemäß.“ 

Im gegebenen Zusammenhang ist auf den Beitrag von Gamper in Bußjäger/Gamper (Hg), Demokratische 
Innovation und Partizipation (2015), 37 ff, sowie auf auf Bußjäger et al, Möglichkeiten und Grenzen des 
Ausbaus direktdemokratischer Elemente auf Gemeindeebene ohne Gesamtänderung der 
Bundesverfassung, IFÖ Online-Publikationen 3 (2023), 14 f, hinzuweisen, wo Bedenken gegen die zit. 
Bestimmungen des Innsbrucker Stadtrechts 1975 geäußert werden, da diese eine Nähe zur vom 
Verfassungsgerichtshof in einem Erk. zur seinerzeitigen Rechtslage in Vorarlberg als verfassungswidrig 
angesehenen sog. Volksgesetzgebung aufweisen (vgl. VfSlg. 16.241/2001). Legt man die im (in den 
angeführten Beiträgen näher analysierten) Kriterien des VfGH-Erk. zur sog. „Vorarlberger 
Volksgesetzgebung“ an, handelt es sich tatsächlich um eine verfassungsrechtlich bedenkliche 
Konzeption, welche möglicherweise die dem demokratischen Grundprinzip der Bundesverfassung 
innewohnende Bedeutung der repräsentativen Demokratie nicht hinreichend wahrt: Diese genießt nach 
dem der österreichischen Bundesverfassung innewohnenden Demokratiekonzept nämlich eine Art 
Vorrangstellung und kann somit nur in (hier wahrscheinlich nicht vorliegenden) Fällen punktuell durch 
direkt-demokratische Einrichtungen kontrolliert bzw. korrigiert werden. Auch wenn nun keine 
verfassungsgerichtliche Rechtsprechung zur vorliegenden Problematik im Bereich der direkten 
Demokratie auf Gemeindeebene (sondern eben nur die oben zitierte betreffend die direkte Demokratie auf 
Landesebene) vorliegt, wird aufgrund der Parallelität der Konstellationen auf Landes- und 
Gemeindeebene und der sich daraus ergebenden Bedenken vorgeschlagen, die oben wiedergegebenen 
Sätze im § 47 Abs. 4 und den gesamten § 48 Abs. 3 ersatzlos zu streichen. 

Somit soll nach dem Ablauf der Frist für die Stellung eines Überprüfungsantrages jedenfalls das Ergebnis 
und, wenn die der Volksbefragung zugrunde liegende Frage mehrheitlich bejaht wurde, auch der 
Gegenstand der Volksbefragung in die Tagesordnung der nächsten Sitzung des Gemeinderates 
aufzunehmen sein. Vergleichbares gilt für die Abstimmung über eine Bürgerinitiative: Auch hier soll 
nach dem Ablauf der Frist für die Stellung eines Überprüfungsantrages jedenfalls das Ergebnis der 
Abstimmung über die Bürgerinitiative und, wenn die Stimmzettel mehrheitlich auf „Unterstützung“ 
lauten, der Gegenstand der Bürgerinitiative in die Tagesordnung der nächsten Sitzung des Gemeinderates 
aufgenommen werden. 

Die Regelung der Petitionen im § 49 soll nunmehr in wesentlich stärker detaillierter Weise erfolgen. Neu 
ist insbesondere die Möglichkeit, mit Petitionen, die bestimmte Erfordernisse erfüllen, insbesondere stark 
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unterstützt sind (konkret von mindestens so vielen zum Gemeinderat Wahlberechtigten, wie die Wahlzahl 
bei der letzten Wahl des Gemeinderates betragen hat), deren Behandlung im Gemeinderat spätestens in 
der übernächsten der Einbringung der Petition nachfolgenden Sitzung zu erwirken. Konkret sollen derart 
unterstützte Petitionen wie ein Antrag eines Mitgliedes des Gemeinderates im Gemeinderat zu behandeln 
sein. 

Zu den Z 26 und 29 (§ 54 Abs. 6, § 71 Abs. 4 lit. c): 

Im Dienstpostenplan sollen künftig die erforderlichen Dienstposten sowohl der Beamten als auch der 
Vertragsbediensteten und der ständigen sonstigen Bediensteten ausgewiesen werden. Bezugnahmen auf 
den Stellenplan sollen daher wegfallen. 

Zu Z 27 (§ 57 Abs. 1): 

Die Frist für die Vorlage des Voranschlages durch den Bürgermeister an den Gemeinderat soll 
geringfügig, nämlich vom bisherigen Fristende mit 15. November auf nunmehr Ende November, 
verlängert werden. 

Zu Z 28 (§ 62): 

Der Bürgermeister soll künftig nach erfolgter Mittelverwendung im Sinn des § 62 lediglich eine 
Informationsverpflichtung gegenüber dem zur Beschlussfassung zuständigen Gemeindeorgan haben. Die 
derzeit vorgesehene nachträgliche Genehmigung durch das (ursprünglich) zuständige Organ entfaltet 
keinerlei Rechtswirkung (mehr); demzufolge scheint die Wortfolge „zwecks nachträglicher 
Genehmigung“ entbehrlich und soll daher aufgehoben werden. 

Zu den Z 30 bis 36 (§§ 73 Abs. 1, 74, 74a – 74f) 

Die Kontrollabteilung soll in Stadtrechnungshof umbenannt werden, dies erfordert zahlreiche 
terminologische Anpassungen.  

Zum vorgeschlagenen § 74b Abs. 3: Nach Art. 20 Abs. 2 Z 2 B-VG können (seit der Neufassung durch 
das Bundesverfassungsgesetz BGBl. I Nr. 2/2008) durch (einfaches) Gesetz insbesondere auch Organe 
zur Kontrolle der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung von der Bindung an Weisungen der ihnen 
vorgesetzten Organe freigestellt werden. Dies trifft auf den künftigen Direktor des Stadtrechnungshofes 
ebenso zu wie auf den derzeitigen Direktor der Kontrollabteilung. Die für letzteren mit 
Verfassungsbestimmung vorgesehene Weisungsfreistellung soll daher ihres Verfassungsranges entkleidet 
werden. Da die angeführte Bestimmung derzeit noch im Verfassungsrang steht, bedarf es für die 
Beschlussfassung einer entsprechenden (terminologisch angepassten) künftig einfachgesetzlichen 
Weisungsfreistellung (also der erwähnten „Entkleidung vom Verfassungsrang“) einer 
Landesverfassungsbestimmung. Im gesamten Tiroler Landesrecht bestehen (unter Berücksichtigung des 
Direktors der Kontrollabteilung) derzeit noch vier mit Verfassungsbestimmung weisungsfrei gestellte 
Kontrollorgane (d.h. auch Landesumweltanwalt, Patientenvertreter und Kinder- und Jugendanwältin); ein 
erheblicher Teil der Organe, welche nach Art. 20 Abs. 2 B-VG einfachgesetzlich weisungsfrei gestellt 
werden können, ist nach dem Landesrecht inzwischen aber nur mehr mit einfachem Gesetz weisungsfrei 
gestellt (etwa: Mitglieder von Wahl- und Abstimmungsbehörden, Disziplinarausschüssen usw.).  

§ 74f Abs. 3 soll dahingehend ergänzt werden, dass der Bürgermeister, die Bürgermeister-Stellvertreter 
sowie die amtsführenden Stadträte dem Kontrollausschuss weder als Mitglied noch als Ersatzmitglied 
angehören können. 

Zu Z 37 (§ 89): 

Für die Fassung von Beschlüssen im Hinblick auf Änderungsvorschläge betreffend das Innsbrucker 
Stadtrecht 1975 an die Landesregierung soll künftig die Anwesenheit von mindestens zwei Dritteln der 
Gemeinderatsmitglieder ausreichend sein. 

Zu Art. II: 

Art. II regelt das Inkrafttreten, wobei das Inkrafttreten einer Verfassungsbestimmung (Z 34) gesondert zu 
regeln war. 


